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Unterrichtung 
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Entwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Bekämpfung des 
Rechtsextremismus 
- Drucksache 17/8672 - 

Stellungnahme des Bundesrates und Gegenäußerung der Bundesregierung 


Stellungnahme des Bundesrates 

Der Bundesrat hat in seiner 893. Sitzung am 2. März 2012 
beschlossen, zu dem Gesetzentwurf gemäß Artikel 76 Ab- 
satz 2 des Grundgesetzes wie folgt Stellung zu nehmen: 

1 . Zu Artikel 2 (§ 6 Satz 1 , 2, 7 und 8 BVerfSchG) 

Artikel 2 ist wie folgt zu fassen: 

, Artikel 2 

Änderung des Bundesverfassungsschutzgesetzes 

§ 6 des Bundesverfassungsschutzgesetzes vom 20. 
Dezember 1990 (BGBl. 1 2954, 2970), das zuletzt durch 
Artikel 1 des Gesetzes vom 7. Dezember 2011 (BGBl. 1 
S. 2576) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 

a) ln Satz 1 werden die Wörter „die sie im automatisier- 
ten Verfahren nutzen.“ durch die Wörter „in denen 
sie Informationen zum Zwecke der Auswertung im 
automatisierten Verfahren bereithalten.“ ersetzt. 

b) Die Sätze 2, 7 und 8 werden gestrichen.“ 
Begründung 

Infolge der Anschläge vom 1 1 . September 200 1 haben 
die Innenminister und -Senatoren der Länder vereinbart, 
dass es zur Bekämpfung des internationalen Terrorismus 
eines umfassenden Wissens- und Informationsmanage- 
ments im Verfassungsschutzverbund bedarf (vgl. 
IMK-Beschluss vom 18. Juli 2004). Deshalb haben sie 
sich für die Schaffung eines NADIS-neu entschieden. 
Mit dieser Erweiterung des Verbundsystems sollte den 
Verfassungsschutzbehörden ermöglicht werden, gemein- 
same Text- und multimediale Dateien ohne die bisheri- 
gen Einschränkungen zu führen. Zugleich wurde das 
Bundesministerium des Innern gebeten, die Änderung 
des § 6 BVerfSchG zu initiieren. 

Die im vorliegenden Gesetzentwurf vorgesehene Ände- 
rung des § 6 BVerfSchG ist nicht weitgehend genug, um 
die Verbunddatei NADIS-neu als umfassendes Analyse- 
instrument zu nutzen. Die Möglichkeit, mit NADIS-neu 


als gemeinsame Text- und multimediale Datei zu führen 
wird nur ausnahmsweise für eng begrenzte Bereiche, 
insbesondere des Rechtsextremismus ermöglicht, die 
grundsätzliche Beschränkung auf eine Aktenhinweisda- 
tei bleibt bestehen. Dies führt dazu, dass alle Daten, die 
über die Identifizierung einer Person hinausgehen, 
grundsätzlich nur in den jeweiligen Amtsdateien der ein- 
zelnen Verfassungsschutzbehörden gespeichert werden 
können und nicht im Verbundsystem auch für die jeweils 
andere Behörde vorzufinden sind. Auch wenn hier eine 
erweiterte Speicherbefugnis für den Rechtsextremismus 
geschaffen wurde fehlen die Daten, die für eine phäno- 
menübergreifende Erkennung von extremistischen bzw. 
terroristischen Netzwerkstrukturen erforderlich sind. Er- 
eignisse, wie z. B. die Mordanschläge der Zwickauer 
Zelle, die nicht immer sofort und eindeutig einem Phä- 
nomenbereich zugeordnet werden können, könnten trotz 
der in dem Gesetzentwurf bislang vorgesehenen Ände- 
rung des § 6 Satz 8 BVerfSchG nicht gespeichert wer- 
den. 

Die im Gesetzentwurf vorgesehene Änderung des § 6 
Satz 8 BVerfSchG berücksichtigt im Übrigen nicht das 
weiterhin bestehende nachhaltige Aufklärungsinteresse 
an islamistischen Bestrebungen. Auch für sie gilt, dass 
die Grenze zwischen gewaltfreien islamistischen Bestre- 
bungen und gewaltbereiten bzw. terroristischen islamis- 
tischen Bestrebungen fließend und dass legalistische 
Organisationen oftmals „der Einstieg bzw. der Wegbe- 
reiter“ für den gewaltbereiten Islamismus sind. Insofern 
bedarf es auch zur Aufklärung von gewaltbereiten isla- 
mistischen Netzwerken einer umfassenden Speicherbe- 
fugnis in NADIS-neu. 

2. Zu Artikel 2a - neu - (§ 5 Absatz 5 Satz I Nummer 4 

- neu - WaffG), 

Artikel 3 Absatz 1 (Inkrafttreten) 
a) Nach Artikel 2 ist folgender Artikel 2a einzufügen: 
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, Artikel 2a 

Änderung des Waffengesetzes 

In § 5 Absatz 5 Satz 1 Nummer 3 des Waffengeset- 
zes vom 11. Oktober 2002 (BGBl. I S. 3970, 4592; 
2003 I S. 1957), das zuletzt durch Artikel 3 Absatz 5 
des Gesetzes vom 17. Juli 2009 (BGBl. I S. 2062) ge- 
ändert worden ist, wird der abschließende Punkt durch 
ein Semikolon ersetzt und folgende Nummer 4 einge- 
fügt: 

„4. die Auskunft der Verfassungsschutzbehörden, ob 
Erkenntnisse vorliegen, die für die Beurteilung 
der Zuverlässigkeit nach Absatz 2 Nummern 2 
und 3 bedeutsam sind.“ ‘ 

b) Artikel 3 Absatz 1 ist wie folgt zu fassen: 

„(1) Artikel 1 und 2 dieses Gesetzes treten am 
Tage nach der Verkündung in Kraft. Artikel 2a tritt 
am 1. Juli 2012 in Kraft.“ 

Begründung 

Im Zuge der Ermittlungen um die sogenannte Zwickauer 
Terrorzelle ist offenbar geworden, dass es gut organisierte 
Strukturen rechtsextremistischer Gewalttäter gibt, die be- 
reit sind, zur Durchsetzung ihrer Ziele gezielt Waffen- 
gewalt einzusetzen. In diesem Zusammenhang sind in 
mehreren Ländern anlassbezogene Abgleiche der Daten 
von bekannten Rechtsextremisten mit den Daten der lega- 
len Waffenbesitzer durchgeführt worden. Bei diesen 
Datenabgleichen wurde festgestellt, dass eine - wenn 
auch geringe - Anzahl von Personen über waffenrecht- 
liche Erlaubnisse verfügte, obwohl bei den Verfassungs- 
schutzbehörden Erkenntnisse Vorlagen, wonach diese 
Personen verfassungsfeindliche Bestrebungen verfolgen 
oder unterstützen und daher die Voraussetzungen der 
Regelunzuverlässigkeit nach § 5 Absatz 2 Nummer 3 
WaffG erfüllten. 

Das Waffengesetz verlangt von den zuständigen Voll- 
zugsbehörden ausdrücklich nur, dass sie im Rahmen der 
Zuverlässigkeitsprüfung eine unbeschränkte Auskunft 
aus dem Bundeszentralregister, eine Auskunft aus dem 
zentralen staatsanwaltschaftlichen Verfahrensregister 
und eine Stellungnahme der örtlichen Polizeidienststelle 
einholen. Mit Hilfe dieser Abfragen werden die Voraus- 
setzungen geschaffen, um u. a. das Vorliegen von Tat- 
sachen für die Annahme der Regelunzuverlässigkeit im 
Sinne des § 5 Absatz 2 Nummer 1, 4 und 5 WaffG 
prüfen zu können. Ob ein Antragsteller oder ein Inhaber 
einer waffenrechtlichen Erlaubnis aber Mitglied 

- in einem Verein, der nach dem Vereinsgesetz als 
Organisation unanfechtbar verboten wurde oder der 
einem unanfechtbaren Betätigungsverbot nach dem 
Vereinsgesetz unterliegt, 

- in einer Partei war, deren Verfassungswidrigkeit das 
Bundesverfassungsgericht nach § 46 BVerfGG fest- 
gestellt hat, oder 

- einzeln oder als Mitglied einer Vereinigung Bestre- 
bungen verfolgt oder unterstützt oder in den letzten 
fünf Jahren verfolgt oder unterstützt hat, die 

- gegen die verfassungsmäßige Ordnung, 


- gegen den Gedanken der Völkerverständigung, 
insbesondere gegen das friedliche Zusammenle- 
ben der Völker, gerichtet sind, oder 

- durch Anwendung von Gewalt oder darauf ge- 
richtete Vorbereitungshandlungen auswärtige Be- 
lange der Bundesrepublik Deutschland gefährden, 

ist auf diesem Wege nicht zu erfahren, es sei denn, diese 
Person ist zugleich auch polizeilich/strafrechtlich in ein- 
schlägiger Weise in Erscheinung getreten. 

Die Regelunzuverlässigkeitsgründe des § 5 Absatz 2 
Nummer 2 und 3 WaffG werden daher im Ergebnis an- 
ders als die übrigen Regelunzuverlässigkeitsgründe kei- 
ner systematischen Prüfung unterzogen, ln Anlehnung 
an die Regelungen in § 8a Absatz 5 Nuiumer 4 SprengG, 
§ 12b Absatz 3 Nummer 2 AtG und in § 7 Absatz 3 
Nummer 2 LuftSiG soll daher mit dem Änderungsvor- 
schlag bei jedem Antragsteller und - im Rahmen der 
Regelüberprüfung nach § 4 Absatz 3 WaffG - jedem In- 
haber einer waffenrechtlichen Erlaubnis eine entspre- 
chende Abfrage bei den Verfassungsschutzbehörden zur 
Prüfung der waffenrechtlichen Zuverlässigkeit einge- 
führt werden. Art und Umfang der Auskünfte der Verfas- 
sungsschutzbehörden haben sich dabei strikt am Zweck 
der Abfrage zu orientieren (vgl. insoweit die Regelungen 
des § 12b Absatz 3 Nummer 2 AtG und in § 7 Absatz 3 
Nuiumer 2 LuftSiG). 

Gegenäußerung der Bundesregierung 

Vorbemerkung der Bundesregierung 

Der Regierungsentwurf eines Gesetzes zur Verbesserung 
der Bekämpfung des Rechtsextremismus ist erforderlich, 
um Gefahren, die von gewaltbezogenen rechtsextremisti- 
schen Bestrebungen ausgehen, Einhalt zu gebieten. Die 
aktuellen Geschehnisse, insbesondere die Ereignisse rund 
um die terroristische Vereinigung „Nationalsozialistischer 
Untergrund“ zeigen deutlich, dass es insbesondere im Be- 
reich des Datenaustausches zwischen Polizei und Verfas- 
sungsschutzbehörden des Bundes und der Länder Verbesse- 
rungspotential gibt. Diesem wird der Gesetzesentwurf 
gerecht, indem er für den Bereich des gewaltbezogenen 
Rechtsextremismus erstmals die Möglichkeit schafft, dass 
Polizeibehörden und Verfassungsschutzbehörden dauerhaft 
gemeinsam eine Datei führen und damit jederzeitigen Zu- 
griff auf relevante Daten haben. 

Neben dem Fundstellensystem für den Informationsaus- 
tausch zwischen Polizei und den Verfassungsschutzbehör- 
den des Bundes und der Länder besteht im Rahmen befriste- 
ter Projekte zusätzlich die Möglichkeit der erweiterten 
Datermutzung. Hierbei können durch eine Auswertung der 
in der Datei gespeicherten Daten im Einzelfall Zusammen- 
hänge von Personen oder Personengruppen hergestellt und 
wesentliche Erkenntnisse gewonnen werden. 

Die Bundesregierung hat sich bei der Ausarbeitung des Ge- 
setzentwurfs darauf beschränkt, Rechtsgrundlagen für die 
verbesserte Bekämpfung des Rechtsextremismus zu schaf- 
fen, deren fachliche Erforderlichkeit nachgewiesen ist. Vor 
diesem Hintergrund wurde insbesondere die Regelung zur 
erweiterten Datennutzung auf konkrete Projekte beschränkt 
und dieser Teil des Gesetzes zunächst befristet. 
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Dies vorausschickend nimmt die Bundesregierung zu den 
Vorschlägen des Bundesrates vom 2. März 2012 wie folgt 
Stellung: 

Zu Nummer 1 

Die Bundesregierung stimmt dem Vorschlag nicht zu. 

Ziel des Gesetzentwurfs ist die Verbesserung der Bekämp- 
fung des Rechtsextremismus. Dies wird durch die seitens 
der Bundesregierung vorgeschlagenen Änderungen in § 6 
BVerfSchG erreicht. Eine darüber hinausgehende generelle 
Erweiterung des Verbundsystems NADIS ginge über diese 
Zielsetzung hinaus. 

Zu Nummer 2 

Die Bundesregierung stimmt den Vorschlägen nicht zu. 

Ein zwingender gesetzgeberischer Bedarf für eine gesetz- 
liche Noraiierung einer Regelanfrage bei Verfassungs- 
schutzbehörden im Rahmen der waffenrechtlichen Zuver- 
lässigkeitsüberprüfung ist derzeit nicht erkennbar. Dieses 
Thema sollte zunächst umfassend im Rahmen der Innen- 
ministerkonferenz erörtert werden. Ein entsprechender Vor- 
schlag der Bundesregierung wurde den Ländern bereits 
unterbreitet. Aus Sicht der Bundesregierung sollte die vorge- 
schlagene Erörterung zunächst abgewartet werden. 
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